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Qualitätssicherung 

G-BA beschließt Außervollzugsetzung der 
Mindestmengen-Erhöhung bei der Versorgung 
von Früh- und Neugeborenen 
 
Berlin, 16. Dezember 2010 – Die vom Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) im Juni 2010 beschlossene Anhebung der erforderlichen Mindest-
zahl bei der Versorgung von Früh- und Neugeborenen ist durch Beschlüsse 
des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg im einstweiligen Rechts-
schutzverfahren vom 2. Dezember 2010 im Wege einer Zwischenverfügung 
für die antragstellenden Krankenhäuser bis zum Tag der mündlichen Ver-
handlung am 26. Januar 2011 außer Vollzug gesetzt worden (Az. L 7 KA 
79/10 KL ER, Az. L 7 KA 89/10 KL ER, Az. L 7 KA 93/10 KL ER, Az. L 7 KA 
103/10 KL ER, Az. L 7 KA 105/10 KL ER, Az. L 7 KA 106/10 KL ER).  

Der G-BA hat am Donnerstag daraufhin entschieden, dass sein ent-
sprechender Beschluss bis zum 28. Februar 2011 zumindest ausgesetzt 
werden soll, um auch Krankenhäuser, die keine Anträge auf einstweilige 
Anordnung gestellt haben, einzubeziehen und darüber hinaus Zeit für die 
weiteren Beratungen und gegebenenfalls erforderlichen Schritte zu ermög-
lichen.  

Der G-BA hatte im Juni 2010 die Qualitätsanforderungen bei der Ver-
sorgung von Früh- und Neugeborenen erhöht und die verbindliche Anzahl 
von vorher 14 auf 30 behandelte Früh- und Neugeborene pro Jahr als 
Voraussetzung dafür festgelegt, dass ein Krankenhaus auch weiterhin die 
sehr betreuungsintensiven „Frühchen“ mit einem Geburtsgewicht von unter 
1250 Gramm versorgen darf. Gegen diesen Beschluss, der zum 1. Januar 
2011 in Kraft treten sollte, haben einige Kliniken beim Landessozialgericht 
Berlin-Brandenburg Klage und Anträge auf einstweilige Anordnung ein-
gereicht. 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der ge-
meinsamen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der 
medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit 
des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den aktuellen Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische 
Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Kranken-
kassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements 
und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de 

http://www.g-ba.de/�

